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3 5 7 . Verordnung: Datenschutz-Durchführungsverordnung der Volksanwaltschaft
3 5 8 . Verordnung: Zweite Datenschutz-Durchführungsverordnung des Bundesministers für Inneres
3 5 9 . Verordnung: Durchführung des Datenschutzgesetzes im Bereich des Bundesministeriums für

soziale Verwaltung
3 0 0 . Verordnung: Durchführung des Datenschutzgesetzes im Wirkungsbereich des Bundesministe-

riums für Verkehr, ausgenommen die Post- und Telegraphenverwaltung
3 6 1 . Verordnung: Durchführung des Datenschutzgesetzes im Wirkungsbereich des Bundesministe-

riums für Wissenschaft und Forschung

357 . Verordnung der Volksanwaltschaft
vom 22. Juli 1980 zur Durchführung des
Datenschutzgesetzes im Wirkungsbereich der
Volksanwaltschaft (Datenschutz-Durchfüh-

rungsverordnung der Volksanwaltschaft)

Auf Grund des Datenschutzgesetzes (DSG),
BGBl. Nr. 565/1978, wird verordnet:

Geltungsbereich und Aufgabengebiete

§ 1. Die Bestimmungen dieser Verordnung
gelten für die Volksanwaltschaft als Auftraggeber
im Sinne des § 3 Z 3 DSG und Verarbeiter,
soweit sie Tätigkeiten im Sinne des § 3 Z 6 DSG
verrichtet.

§ 2. (1) Die Aufgabengebiete bedeuten im
Sinne dieser Verordnung:

1. die Personalverwaltung: die Vollziehung des
Dienst- und Besoldungsrechtes des Bundes
für die aktiven Bundesbediensteten ein-
schließlich der Rechtsvorschriften über die
Ausbildung und die Planstellenbewirtschaf-
tung;

2. die Vollziehung der Bestimmungen des Be-
zügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, und der
bezugs- und pensionsrechtlichen Regelungen
im Bundesgesetz vom 24. Feber 1977, BGBl.
Nr. 121, über die Volksanwaltschaft betref-
fend die Mitglieder der Volksanwaltschaft;

3. die Haushaltsführung einschließlich der da-
mit im unmittelbaren Zusammenhang ste-
henden Neben- und HilfsVerrechnungen so-
wie der Betriebsabrechnungen.

(2) Ein Aufgabengebiet unterliegt dieser Ver-
ordnung nur hinsichtlich jener Daten (§ 3 Z 1
DSG), die zumindest in einer Phase des Ver-
fahrensablaufes Gegenstand eines automations-
unterstützten Vorganges sind.

Grundsätze für die Ermittlung und Verarbeitung

§ 3. Wird zur Ermittlung von Daten Amts-
hilfe in Anspruch genommen, so ist das Amts-
hilfeersuchen derart zu begründen, daß die er-
suchte Stelle die Zulässigkeit der Übermittlung
gemäß § 7 DSG beurteilen kann.

§ 4. (1) Den Daten eines Aufgabengebietes
ist nach Maßgabe der vorzunehmenden Verarbei-
tungsschritte gleichartiger Schutz zu gewähren.
Die Daten sind vor Entstellung, Zerstörung und
Verlust sowie gegen unbefugte Verwendung und
Weitergabe zu schützen.

(2) Daten dürfen nur auf Grund von schrift-
lichen Aufträgen eingegeben werden; die Ein-
gabeprotokolle sind zu überprüfen und auf-
zubewahren.

(3) Die Vernichtung unbrauchbarer oder nicht
mehr benötigter Ausdrucke und sonstiger Daten-
träger ist vom Auftraggeber oder Verarbeiter
durch entsprechende personelle oder vertragliche
Maßnahmen zu überwachen.

§ 5. (1) Der Auftraggeber hat, soweit ihm
dies mit vertretbarem Arbeitsaufwand möglich
ist, die Richtigkeit der Verarbeitungsergebnisse
durch Stichproben zu überprüfen.

(2) Wird ein Fehler festgestellt, so hat der
Auftraggeber alles zu unternehmen, um das
Schadensausmaß gering zu halten, den Betrof-
fenen unnötige Mühe zu ersparen, die Fehler-
behebung raschest einzuleiten und Folgefehler
zu verhindern. Der zuständige Verarbeiter ist
unverzüglich zu verständigen, wenn zu ver-
muten ist, daß die Fehlerursache in seinem
Tätigkeitsbereich gelegen ist.
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Grundsätze für die Benützung

§ 6. (1) Die Benützung der Daten darf nur
in der Art und in dem Umfang erfolgen, als
dies für den Auftraggeber zur Wahrnehmung
der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben eine
wesentliche Voraussetzung bildet.

(2) Beim Auftraggeber dürfen die Bediensteten
nur jene Daten benützen, die sie zur Erfüllung
der ihnen in der Geschäftseinteilung und Ge-
schäftsordnung übertragenen Aufgaben benöti-
gen.

Grundsätze für die Übermittlung

§ 7. (1) Übermittlungen von Daten durch den
Auftraggeber, deren Zulässigkeit sich auf § 7
Abs. 1 Z 2 bis 5 oder Abs. 2 DSG gründet, be-
dürfen eines schriftlichen Auftrages des nach der
Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung zu-
ständigen Organes. Der Auftrag kann als Einzel-
oder Dauerauftrag erteilt werden. Im Auftrag
ist anzugeben, auf. Grund welcher Bestimmungen
des § 7 DSG die Übermittlung zulässig ist.
Gründet sich der Auftrag auf § 7 Abs. 2 DSG,
ist darzulegen, durch welche gesetzlichen Be-
stimmungen dem Empfänger jene Aufgaben über-
tragen sind, zu deren Wahrnehmung die zu über-
mittelnden Daten eine wesentliche Voraussetzung
bilden. Im Falle des § 7 Abs. 1 Z 3 DSG hat
der für die Auftragserteilung zuständige Be-
dienstete zu prüfen, ob die zur Anonymisierung
der Daten getroffenen Maßnahmen ausreichen,
daß der Betroffene nicht bestimmt werden kann.

(2) Zur Durchführung von Übermittlungen
kann sich der Auftraggeber eines Verarbeiters
bedienen.

(3) Einem Ersuchen um Übermittlung von
Daten darf im Zweifelsfall nur entsprochen
werden, wenn die ersuchende Stelle an der Klä-
rung der für die Beurteilung der Zulässigkeit
der Übermittlung maßgeblichen Sach- und Rechts-
lage mitwirkt. Um die Mitwirkung ist erforder-
lichenfalls zu ersuchen.

(4) Werden die Daten für verschiedene Auf-
gabengebiete mit Hilfe derselben technischen Ein-
richtungen verarbeitet, so ist sicherzustellen, daß
Verknüpfungen von Daten verschiedener Auf-
gabengebiete nur in den im § 7 DSG genannten
Fällen erfolgen.

(5) Übermittlungen sind, soweit dies zur Aus-
kunftserteilung über die Empfänger der Daten
erforderlich ist, aktenkundig zu machen; dies
gilt nicht in den Fällen des § 8 Abs. 2 und 3.

Auskunftsverfahren

§ 8. (1) Eine Auskunft gemäß § 11 DSG
darf nur auf Grund eines Identitätsnachweises
erteilt werden; sie ist nur gegen Empfangsbestä-
tigung auszufolgen oder zu eigenen Handen zu-
zustellen.

(2) Dem Betroffenen gegenüber sind, unbe-
schadet der ihm nach den maßgeblichen Ver-
fahrensvorschriften zustehenden Rechte, wegen
überwiegenden öffentlichen Interesses die Empfän-
ger übermittelter Daten geheimzuhalten, sofern
die Übermittlung für Zwecke eines gerichtlichen
oder verwaltungsbehördlichen Strafverfahrens
oder eines Disziplinarverfahrens durchgeführt
wurde. In anderen Rechtsvorschriften festgelegte
Auskunftsbeschränkungen werden hiedurch nicht
berührt.

(3) Werden oder wurden Daten übermittelt,
so sind dem Betroffenen auf Verlangen die
Empfänger der übermittelten Daten bekanntzu-
geben. Würde die Feststellung der Empfänger
übermittelter Daten im Einzelfall unverhältnis-
mäßig hohe Kosten oder einen im Verhältnis
zu den Interessen des Betroffenen nicht zumut-
baren Arbeitsaufwand verursachen, insbesondere
bei im Rahmen eines automationsunterstützten
Verfahrens organisatorisch vorgesehenen Über-
mittlungen, so sind den Betroffenen die auf
Grund der Verfahrensorganisation oder der Sach-
und Rechtslage in Betracht kommenden Empfän-
ger mitzuteilen.

§ 9. (1) Für die Erteilung einer Auskunft im
Sinne des § 11 Abs. 1 DSG werden folgende
pauschalierte Kostenersätze festgelegt:

1. für jede Auskunft über den aktuellen Stand
der Daten des Antragstellers 100 S je Zweck
der Verarbeitung;

2. für jede darüber hinausgehende Auskunft
500 S je Zweck der Verarbeitung; in jenen
Fällen, in denen die Auskunftserteilung einen
besonders hohen technischen oder organisa-
torischen Aufwand erfordert, 1000 S je
Zweck der Verarbeitung.

(2) Die in Abs. 1 angeführten Kostenersätze
sind nicht zu entrichten:

1. wenn der Antragsteller nachweist, daß sein
monatliches Einkommen die Richtsätze der
Ausgleichszulagen nach dem ASVG nicht
überschreitet oder

2. wenn der Aufwand für die Auskunftsertei-
lung geringfügig ist.

(3) Dem Antragsteller ist der für die Aus-
kunftserteilung zu entrichtende Kostenersatz mit-
zuteilen.

(4) Von der Bearbeitung eines Auskunftsan-
trages ist abzusehen, wenn der gemäß Abs. 3
mitgeteilte Kostenersatz nicht entrichtet wurde.

(5) Die in § 11 DSG enthaltene Frist für die
Erteilung von Auskünften beginnt erst zu laufen,
sobald die Entrichtung des mitgeteilten Kosten-
ersatzes nachgewiesen wird.

§ 10. Die Bestimmungen der §§ 8 und 9 sind
auf die Fälle nicht anzuwenden, für die in Rechts-
vorschriften des Bundes besondere Auskunfts-
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rechte außerhalb des Datenschutzgesetzes festge-
legt sind.

Richtigstellung und Löschung

§ 11. (1) Rechtsverbindlich festgestellte Daten
dürfen nur auf Grund einer Entscheidung des
für die Feststellung zuständigen Organs richtig-
gestellt oder gelöscht werden.

(2) Daten, die für Zwecke der Dokumentation
und der internen Kontrolle aufbewahrt werden,
dürfen nicht richtiggestellt und vor Ablauf der
Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden.

(3) Durch geeignete organisatorische Maßnah-
men ist sicherzustellen, daß im Falle eines Rück-
griffes auf die zu Sicherungszwecken aufbewahr-
ten Datenbestände allfällige Richtigstellungen und
Löschungen wirksam bleiben.

Angabe der Registernummer

§ 12. (1) Bei Übermittlungen im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betroffe-
nen, die in schriftlicher Form ergehen und ver-
arbeitete Daten zum Inhalt haben, ist die Regi-
sternummer auf jedem Schriftstück anzugeben.

(2) Bei Übermittlungen im Sinne des § 3
Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betroffenen
mittels maschinell lesbarer Datenträger, soweit es
sich nicht um maschinell lesbare Schriftstücke han-
delt, ist die Registernummer auf den Begleit-
papieren anzugeben.

(3) Erfolgte eine Übermittlung im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG oder eine Mitteilung an den Be-
troffenen im Namen mehrerer Auftraggeber, so
ist lediglich die Registernummer eines der Auf-
traggeber mit dem Zusatz „ua." anzugeben.

Inkrafttreten

§ 13. § 9 tritt am Tage nach der Kundmachung
in Kraft, die übrigen Bestimmungen treten sechs
Monate nach ihrer Erlassung in Kraft.

Weisz
Bauer

Zeillinger

3 5 8 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 25. Juli 1980 zur Durchführung
des Datenschutzgesetzes (Zweite Datenschutz-
Durchführungsverordnung des Bundesmini-

sters für Inneres)

Auf Grund des Datenschutzgesetzes (DSG),
BGBl. Nr. 565/1978, wird verordnet:

Geltungsbereich und Aufgabengebiete

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieser Verordnung
gelten für die im Abs. 2 und 3 genannten Auf-
traggeber (§ 3 Z 3 DSG) und Verarbeiter (§ 3
Z 4 DSG).

(2) Auftraggeber im Sinne des Abs. 1 sind nach
Maßgabe ihrer sachlichen und örtlichen Zustän-
digkeit:

1. das Bundesministerium für Inneres,
2. die Sicherheitsdirektionen,
3. die Bundespolizeidirektionen,
4. die Landesgendarmeriekommanden,
5. die Gendarmeriezentralschule Mödling,
6. das Gendarmerieeinsatzkommando.

(3) Verarbeiter im Sinne des Abs. 1 sind das
Bundesministerium für Inneres und die Bundes-
polizeidirektion Wien, soweit sie Tätigkeiten im
Sinne des § 3 Z 6 DSG verrichten, insbesondere
die Eingabe und Abfrage von Daten im Rahmen
der Datenfernverarbeitung für sich oder andere
Auftraggeber.

§ 2. (1) Aufgabengebiete im Sinne dieser Ver-
ordnung sind:

1. Vollziehung des Dienst- und Besoldungs-
rechtes für die aktiven Bundesbediensteten
einschließlich der Rechtsvorschriften über
die Ausbildung und Planstellenbewirtschaf-
tung (Personalverwaltung),

2. Haushaltsführung einschließlich der damit
im Zusammenhang stehenden Neben- und
HilfsVerrechnungen sowie der Betriebsab-
rechnungen.

(2) Ein Aufgabengebiet unterliegt dieser Ver-
ordnung nur hinsichtlich jener Daten (§ 3 Z 1
DSG), die zumindest in einer Phase des Ver-
fahrensablaufes Gegenstand eines automations-
unterstützten Vorganges sind.

(3) Wird ein Aufgabengebiet für mehrere Auf-
traggeber mit Hilfe derselben technischen Ein-
richtungen vollzogen, so ist sicherzustellen, daß
jeder Auftraggeber nur über die in seine Zu-
ständigkeit fallenden Daten verfügen kann. Das-
selbe gilt, wenn die Daten für verschiedene Auf-
gabengebiete mit Hilfe derselben technischen
Einrichtungen verarbeitet werden.

Grundsätze für die Ermittlung und Verarbeitung

§ 3. Wird zur Ermittlung von Daten Amts-
hilfe in Anspruch genommen, so ist das Amts-
hilfeersuchen derart zu begründen, daß die er-
suchte Stelle die Zulässigkeit der Übermittlung
gemäß § 7 DSG beurteilen kann. Die Begrün-
dung kann entfallen, wenn die Zulässigkeit der
Übermittlung für die ersuchte Stelle offenkundig
ist oder anläßlich eines vorangegangenen Amts-
hilfeersuchens gleicher Art festgestellt wurde. Bei
der Ermittlung ist auf die Art der ermittelten
Daten Bedacht zu nehmen.

§ 4. (1) Den Daten eines Aufgabengebietes
ist bei jedem Verarbeiter nach Maßgabe der von
ihm vorzunehmenden Verarbeitungsschritte ein
gleichartiger Schutz zu gewähren. Die Daten sind
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vor Entstellung, Zerstörung und Verlust sowie
gegen unbefugte Verwendung und Weitergabe
zu schützen. Die nach der Art der zu verarbei-
tenden Daten erforderlichen Sicherheitsmaßnah-
men sind vom Auftraggeber im Einvernehmen
mit dem Verarbeiter festzulegen.

(2) Daten sind nur auf Grund von schriftlichen
Aufträgen der Auftraggeber oder von schrift-
lichen Ersatzaufträgen des Buchhaltungsvorstan-
des einzugeben. Die Eingabeprotokolle sind zu
überprüfen und aufzubewahren.

(3) Die Inbetriebnahme von Einrichtungen für
die Verarbeitung, insbesondere von Dateneingabe-
und Abfragegeräten durch nichtberechtigte Per-
sonen, ist durch die geeigneten organisatorischen,
personellen, technischen und baulichen Maßnah-
men zu verhindern.

(4) Die Vernichtung unbrauchbarer oder nicht
mehr benötigter Ausdrucke und sonstiger Daten-
träger ist sicherzustellen.

§ 5. (1) Der Auftraggeber hat die Richtigkeit
der Verarbeitungsergebnisse durch Stichproben
zu prüfen.

(2) Wird ein Fehler festgestellt, so hat der
Auftraggeber alles zu unternehmen, um das
Schadensausmaß gering zu halten, den Betroffenen
unnötige Mühe zu ersparen, die Fehlerbehebung
raschest einzuleiten und Folgefehler zu verhin-
dern. Der zuständige Verarbeiter ist unverzüglich
zu verständigen, wenn zu vermuten ist, daß die
Fehlerursache in seinem Tätigkeitsbereich gelegen
ist.

Grundsätze für die Benützung

§ 6. (1) Die Benützung der Daten darf nur
in der Art und in dem Umfang erfolgen, als dies
für den Auftraggeber zur Wahrnehmung der
ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben eine we-
sentliche Voraussetzung bildet.

(2) Beim Auftraggeber dürfen die Bediensteten
nur jene Daten benützen, die sie zur Erfüllung
der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen. Die
Entscheidung hierüber hat der Dienststellenleiter
unter Bedachtnahme auf die Art der verarbei-
teten Daten zu treffen.

Grundsätze für die Übermittlung

§ 7. (1) Übermittlungen von Daten durch den
Auftraggeber, deren Zulässigkeit sich auf § 7
Abs. 1 Z 2 bis 5 oder Abs. 2 DSG gründet, be-
dürfen eines schriftlichen Auftrages des nach der
Personal- und Geschäftseinteilung zuständigen
Organs, wobei auf die Art der verarbeiteten
Daten Bedacht zu nehmen ist; der Auftrag kann
als Einzel- oder Dauerauftrag erteilt werden. In
den Aufträgen ist anzugeben, auf Grund welcher
Bestimmungen des § 7 DSG die Übermittlung
zulässig ist. Gründet sich der Auftrag auf § 7
Abs. 2 DSG, ist darzulegen, durch welche gesetz-

lichen Bestimmungen dem Empfänger jene Auf-
gaben übertragen sind, zu deren Wahrnehmung
die zu übermittelnden Daten eine wesentliche
Voraussetzung bilden. Im Falle des § 7 Abs. 1
Z 3 DSG ist durch den für die Auftragserteilung
zuständigen Bediensteten zu prüfen, ob die zur
Anonymisierung der Daten getroffenen Maß-
nahmen ausreichen, daß der Betroffene nicht be-
stimmt werden kann.

(2) Zur Durchführung von Übermittlungen
kann sich der Auftraggeber eines Verarbeiters
bedienen.

(3) Einem Ersuchen um Übermittlung von
Daten darf im Zweifelsfall nur entsprochen wer-
den, wenn die ersuchende Stelle an der Klärung
der für die Beurteilung der Zulässigkeit der
Übermittlung maßgeblichen Sach- und Rechts-
lage mitwirkt. Um die Mitwirkung ist erforder-
lichenfalls zu ersuchen.

(4) Werden die Daten für verschiedene Auf-
gabengebiete mit Hilfe derselben technischen
Einrichtungen verarbeitet, so ist sicherzustellen,
daß Verknüpfungen von Daten verschiedener
Aufgabengebiete nur unter den im § 7 DSG ge-
nannten Voraussetzungen erfolgen.

{5) Übermittlungen sind, soweit dies zur Aus-
kunftserteilung über die Empfänger der Daten
erforderlich ist, aktenkundig zu machen; dies gilt
nicht in den Fällen des § 8 Abs. 2 und 3.

Auskunftsverfahren

§ 8. (1) Eine Auskunft gemäß § 11 DSG ist
nur gegen Empfangsbestätigung auszufolgen oder
zu eigenen Handen zuzustellen.

(2) Dem Betroffenen gegenüber sind, unbe-
schadet der ihm nach den maßgeblichen Ver-
fahrensvorschriften zustehenden Rechte, wegen
überwiegenden öffentlichen Interesses die Emp-
fänger übermittelter Daten geheimzuhalten, so-
fern die Übermittlung für Zwecke eines gericht-
lichen oder verwaltungsbehördlichen Strafver-
fahrens oder eines Disziplinarverfahrens durchge-
führt wurde. In anderen Rechtsvorschriften fest-
gelegte Auskunftsbeschränkungen werden hie-
durch nicht berührt.

(3) Werden oder wurden Daten übermittelt, so
sind dem Betroffenen auf Verlangen die Empfän-
ger der übermittelten Daten bekanntzugeben.
Würde die Feststellung der Empfänger über-
mittelter Daten im Einzelfall unverhältnismäßig
hohe Kosten oder einen im Verhältnis zu den
Interessen der Betroffenen nicht zumutbaren
Arbeitsaufwand verursachen, insbesondere bei im
Rahmen eines automationsunterstützten Ver-
fahrens organisatorisch vorgesehenen Übermitt-
lungen, so sind den Betroffenen die auf Grund
der Verfahrensorganisation oder der Sach- und
Rechtslage in Betracht kommenden Empfänger
mitzuteilen.
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§ 9. (1) Für die Erteilung einer Auskunft im
Sinne des § 11 Abs. 1 DSG werden folgende
pauschalierte Kostenersätze festgelegt:

1. für jede Auskunft über den aktuellen Stand
der Daten des Antragstellers 100 S je Zweck
der Verarbeitung;

2. für jede darüber hinausgellende Auskunft
500 S je Zweck der Verarbeitung; in jenen
Fällen, in denen die Auskunftserteilung einen
besonders hohen technischen oder organi-
satorischen Aufwand erfordert, 1000 S je
Zweck der Verarbeitung.

(2) Die in Abs. 1 angeführten Kostenersätze
sind nicht zu entrichten:

1. wenn der Antragsteller nachweist, daß sein
monatliches Einkommen die Richtsätze der
Ausgleichszulagen nach dem ASVG nicht
überschreitet oder

2. wenn der Aufwand für die Auskunftser-
teilung geringfügig ist.

(3) Dem Antragsteller ist der für die Aus-
kunftserteilung zu entrichtende Kostenersatz mit-
zuteilen.

(4) Von der Bearbeitung eines Auskunftsan-
trages ist abzusehen, wenn der gemäß Abs. 3
mitgeteilte Kostenersatz nicht entrichtet wurde.

(5) Die in § 11 DSG enthaltene Frist für die
Erteilung von Auskünften beginnt erst zu lau-
fen, sobald die Entrichtung des mitgeteilten
Kostenersatzes nachgewiesen wird.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5
sind auf Fälle nicht anzuwenden, für die in
Rechtsvorschriften des Bundes besondere Aus-
kunftsrechte außerhalb des Datenschutzgesetzes
festgelegt sind.

Richtigstellung und Löschung

§ 10. (1) Richtigstellungen und Löschungen
gemäß § 12 DSG hat der Auftraggeber zu veran-
lassen. Er hat hiebei zu beachten, daß rechts-
verbindlich festgestellte Daten nur auf Grund
einer Entscheidung des für die Feststellung zu-
ständigen Organs richtiggestellt oder gelöscht
werden dürfen.

(2) Daten, die für Zwecke der Dokumentation
und der internen Kontrolle aufbewahrt werden,
dürfen nicht richtiggestellt und vor Ablauf der
Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden.

(3) Durch geeignete organisatorische Maßnah-
men ist sicherzustellen, daß im Falle eines Rück-
griffes auf die zu Sicherungszwecken aufbewahr-
ten Datenbestände allfällige Richtigstellungen und
Löschungen wirksam bleiben.

Angabe der Registernummer
§ 11. (1) Bei Übermittlungen im Sinne des

§ 3 Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betrof-

fenen, die in schriftlicher Form ergehen und ver-
arbeitete Daten zum Inhalt haben, ist die Regi-
sternummer auf jedem Schriftstück anzugeben.

(2) Bei Übermittlungen im Sinne des § 3 Z 8
DSG und Mitteilungen an den Betroffenen mittels
maschinell lesbarer Datenträger, soweit es sich
nicht um maschinell lesbare Schriftstücke han-
delt, ist die Registernummer auf den Begleit-
papieren anzugeben.

(3) Erfolgt eine Übermittlung im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG oder eine Mitteilung an den Be-
troffenen im Namen mehrerer Auftraggeber, so
ist lediglich die Registernummer eines der
Auftraggeber mit dem Zusatz „ua." anzugeben.

Inkrafttreten

§ 12. (1) § 9 tritt am Tage nach der Kund-
machung in Kraft.

(2) Die übrigen Bestimmungen treten sechs
Monate nach Kundmachung in Kraft.

Lanc

3 5 9 . Verordnung des Bundesministers
für soziale Verwaltung vom 19. Juli 1980
zur Durchführung des Datenschutzgesetzes
im Bereich des Bundesministeriums für soziale

Verwaltung

Auf Grund der §§ 9 Abs. 1 und 11 Abs. 3 des
Datenschutzgesetzes (DSG), BGBl. Nr. 565/1978,
wird verordnet:

1. ABSCHNITT

Geltungsbereich

§ 1. Diese Verordnung gilt hinsichtlich der
beim Datenverarbeitungsregister registrierten
Verarbeitungen für folgende im öffentlichen
Bereich tätigen Auftraggeber:

1. das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung;

2. die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter;
3. die Landesinvalidenämter.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Im Sinne dieser Verordnung bedeutet:
1. Auftraggebende Stelle: jene Stelle (Organi-

sationseinheit) eines Auftraggebers gemäß
§ 1, der nach den Organisationsvorschriften
(zB Geschäftseinteilung des Bundesministe-
riums für soziale Verwaltung) die Besorgung
der einzelnen Verwaltungsangelegenheit
übertragen ist und die die Ermittlung, Ver-
arbeitung, Benützung oder Übermittlung
von Daten veranlaßt oder selbst durchführt;

2. Verfügung: den Auftrag zur Ermittlung,
Verarbeitung, Benützung oder Übermittlung
von Daten;
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3. Sensible Daten: medizinische Daten sowie
in den Betriebsordnungen besonders fest-
gelegte Daten;

4. Datenverarbeitungsverfahren: vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung festge-
legte Verfahren zur Abwicklung einzelner
Verarbeitungen.

(2) Im übrigen entsprechen die in dieser Ver-
ordnung verwendeten Begriffe denen des Daten-
schutzgesetzes.

Datengeheimnis und Datensicherheit

§ 3. (1) Allen bei einem Auftraggeber gemäß
§ 1 tätigen Bediensteten ist unbeschadet sonstiger
Verschwiegenheitsverpflichtungen untersagt,

a) sich Daten unbefugt zu beschaffen;

b) Daten zu einem anderen als dem zur
übertragenen Aufgabenbesorgung gehörigen
Zweck zu verwenden;

c) unzuständigen Stellen oder unbefugten
Personen Daten mitzuteilen oder ihnen die
Kenntnisnahme zu ermöglichen.

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen sind
zur Einhaltung dieser Verbote besonders zu ver-
pflichten. Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht
nach Beendigung der Tätigkeit im Bundesdienst
weiter.

(3) Alle Befugnisse und Aufgaben auf Grund
dieser Verordnung sind im Sinne des Daten-
schutzgesetzes und der sonstigen datenschutz-
rechtlichen Vorschriften auszuüben bzw. wahr-
zunehmen.

(4) Zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen
und sicheren Ermittlung, Verarbeitung, Be-
nützung und Übermittlung von Daten sind bei
den auftraggebenden Stellen und bei den Ver-
arbeitern geeignete organisatorische, personelle,
technische und bauliche Maßnahmen zu setzen.
Für jeden Verarbeiter sind in einer Betriebs-
ordnung nähere Bestimmungen festzulegen, für
die auftraggebenden Stellen sind die erforder-
lichen Dienstanweisungen zu erlassen.

(5) Maßnahmen nach Abs. 4 haben in einem
angemessenen Verhältnis zum Aufwand zu ste-
hen und bestehende Risiken in allen schutzbe-
dürftigen Belangen möglichst ausgewogen zu
senken.

Verfügung über Daten

§ 4. (1) Die Verfügung über Daten steht grund-
sätzlich den auftraggebenden Stellen zu. Insbeson-
dere ist dem Verarbeiter eine Verfügung über
Daten, hinsichtlich derer er nicht selbst zugleich
auftraggebende Stelle ist, nicht gestattet.

(2) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hat das Verfügungsrecht über alle Daten
für Zwecke der Leitung des inneren Dienstes,
zur Sicherstellung eines einheitlichen und gere-

gelten Geschäftsganges und zur Kontrolle der
Einhaltung der Datenschutzbestimmungen.

(3) Für die Verfügung über sensible Daten
sind in den Betriebsordnungen zusätzliche Rege-
lungen zu erlassen, um dem erhöhten Schutz-
bedürfnis derartiger Daten Rechnung zu tragen.

Vertragliche Inanspruchnahme von Dienst-
leistungen im Datenverkehr

§ 5. Die Vergabe von Aufträgen durch auftrag-
gebende Stellen zur Erbringung von Dienst-
leistungen im Datenverkehr bedarf der Geneh-
migung des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung.

Datenverarbeitungsprojekte

§ 6. Datenverarbeitungsprojekte (beinhaltend
die Ermittlung, Verarbeitung, Benützung
oder Übermittlung von Daten) sind unter
genauer Festlegung des Projektes, insbeson-
dere des Inhaltes und Umfanges der Daten
und unter Festlegung der Verfahren in
den wesentlichen Schritten, von der auf-
traggebenden Stelle dem Bundesministerium
für soziale Verwaltung zur Genehmigung vorzu-
legen. Die Anträge müssen auch alle zur Beur-
teilung der Zulässigkeit vom Standpunkt des
Datenschutzes erforderlichen Angaben enthalten.

2. ABSCHNITT

Grundsätze für die Ermittlung

§ 7. (1) Die Ermittlung der Daten obliegt dem
Auftraggeber im Rahmen seiner sachlichen und
örtlichen Zuständigkeit. Er kann sich hiebei des
Verarbeiters bedienen, soweit die Ermittlung
automationsunterstützt durchgeführt werden
kann; dies ist nur mit Genehmigung des Bun-
desministeriums für soziale Verwaltung zulässig.

(2) Wird zur Ermittlung von Daten Amts-
hilfe in Anspruch genommen, so ist das Amts-
hilfeersuchen derart zu begründen, daß die er-
suchte Stelle die Zulässigkeit der Übermittlung
gemäß § 7 DSG beurteilen kann. Die Begrün-
dung kann entfallen, wenn die Zulässigkeit der
Übermittlung für die ersuchte Stelle offenkun-
dig ist oder anläßlich eines vorangegangenen
Amtshilfeersuchens gleicher Art festgestellt
wurde.

Grundsätze für die Verarbeitung

§ 8. (1) Daten dürfen nur auf Grund von
schriftlichen Aufträgen eingegeben werden; vor-
handene Eingabeprotokolle sind zu überprüfen
und aufzubewahren. Die Ermächtigung zur Er-
teilung von Verarbeitungsaufträgen ist in den
jeweiligen Vorschriften für die Verfahren zur
Abwicklung einzelner Verarbeitungen enthalten.
Diese sind vom Bundesministerium für soziale
Verwaltung zu erlassen.



138. Stück — Ausgegeben am 14. August 1980 — Nr. 359 2591

(2) Werden Daten für verschiedene Zwecke
der Verarbeitung mit Hilfe derselben technischen
Einrichtungen verarbeitet, so ist sicherzustellen,
daß Verknüpfungen von Daten verschiedener
Zwecke der Verarbeitung nur in den im § 7
DSG genannten Fällen erfolgen.

(3) Den Daten ist bei jedem Verarbeiter nach
Maßgabe der von ihm vorzunehmenden Verar-
beitungsschritte der gleiche Schutz zu gewähren.
Die Daten sind vor Entstellung, Zerstörung und
Verlust sowie gegen unbefugte Verwendung und
Weitergabe zu schützen.

(4) Der Vernichtung unbrauchbarer oder nicht
mehr benötigter Ausdrucke und sonstiger Daten-
träger hat zumindest ein Bediensteter des Auf-
traggebers oder des Verarbeiters als Zeuge bei-
zuwohnen. Besteht für den Fall der Vernichtung
von Datenträgern durch Dritte diese Möglichkeit
nicht, so ist der Dritte zur NichtVerwendung
der Daten, zur ehebaldigsten Vernichtung und
zur Geheimhaltung sowie zu einem allfälligen
Schadenersatz zu verpflichten.

§ 9. (1) Der Auftraggeber hat, soweit ihm das
mit vertretbarem Arbeitsaufwand möglich ist,
die Richtigkeit der Verarbeitungsergebnisse durch
Stichproben zu überprüfen.

(2) Wird ein Fehler festgestellt, so hat der
Auftraggeber alles zu unternehmen, um das
Schadensausmaß gering zu halten, den Betrof-
fenen unnötige Mühe zu ersparen, die Fehler-
behebung raschest einzuleiten und Folgefehler
zu verhindern. Der zuständige Verarbeiter ist un-
verzüglich zu verständigen, wenn zu vermuten
ist, daß die Fehlerursache in seinem Tätigkeits-
bereich gelegen ist.

§ 10. Umfaßt eine Verarbeitung die Aus-
zahlung von Geldleistungen, so endet diese Ver-
arbeitung und damit die Verantwortlichkeit des
Auftraggebers und des Verarbeiters für die wei-
tere Verwendung von Daten mit der Über-
mittlung der Datenträger für den Zahlungsver-
kehr an eine Kreditunternehmung.

Grundsätze für die Benützung

§ 11. (1) Die Benützung der Daten darf nur
in der Art und in dem Umfang erfolgen, als dies
für den Auftraggeber zur Wahrnehmung der
ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben eine
wesentliche Voraussetzung bildet.

(2) Beim Auftraggeber dürfen die Bediensteten
nur jene Daten benützen, die sie zur Erfüllung
der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen.

§ 12. In den Betriebsordnungen gemäß § 3
sind besondere Maßnahmen vorzusehen, die
sicherstellen, daß Daten nur durch Verfügungs-
berechtigte verwendet werden.

Grundsätze für die Übermittlung

§ 13. (1) Übermittlungen von Daten, die nicht
bereits in einem genehmigten Datenverarbeitungs-
verfahren bzw. den dazu ergangenen Vorschriften
vorgesehen sind, bedürfen der gesonderten Ge-
nehmigung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung.

(2) Ersuchen um Übermittlung von Daten sind
erst dann dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung vorzulegen, wenn die Rechtsgrund-
lage sowie alle für die Beurteilung vom Stand-
punkt des Datenschutzes erforderlichen Angaben
im Ersuchen enthalten sind. Dies gilt auch für
Ersuchen im Rahmen der Amtshilfe.

(3) Zur Durchführung von Übermittlungen
kann sich der Auftraggeber des Verarbeiters be-
dienen. Dies ist nur mit Genehmigung des Bun-
desministeriums für soziale Verwaltung zulässig.

(4) Übermittlungen sind, soweit dies zur Aus-
kunftserteilung über die Empfänger der Daten
erforderlich ist, aktenkundig zu machen; dies
gilt nicht in den Fällen des § 15.

3. ABSCHNITT

Auskunft

§ 14. (1) Eine Auskunft gemäß § 11 DSG darf
nur auf Grund eines unbedenklichen Identitäts-
nachweises erteilt werden; sie ist nur gegen
Empfangsbestätigung auszufolgen oder zu eige-
nen Handen zuzustellen.

(2) In anderen Rechtsvorschriften festgelegte
Auskunftsbeschränkungen werden durch § 11
DSG nicht berührt.

§ 15. Werden oder wurden Daten übermittelt,
so sind dem Betroffenen auf Verlangen die Emp-
fänger der übermittelten Daten bekanntzu-
geben. Würde die Feststellung der Empfänger
übermittelter Daten im Einzelfall unverhältnis-
mäßig hohe Kosten oder einen im Verhältnis
zu den Interessen der Betroffenen nicht zumut-
baren Arbeitsaufwand verursachen, insbesondere
bei im Rahmen eines automationsunterstützten
Verfahrens organisatorisch vorgesehenen Über-
mittlungen, so sind den Betroffenen die auf
Grund der Verfahrensorganisation oder der Sach-
und Rechtslage in Betracht kommenden Empfän-
ger mitzuteilen.

§ 16. (1) Für die Erteilung einer Auskunft
werden folgende pauschalierte Kostenersätze fest-
gelegt:

1. für jede Auskunft über den aktuellen Stand
der Daten des Antragstellers 100 S je Zweck
der Verarbeitung (§ 8 Abs. 2 DSG);

2. für jede darüber hinausgehende Auskunft
500 S je Zweck der Verarbeitung; in jenen

250
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Fällen, in denen die Kosten 1000 S wesent-
lich übersteigen, 1000 S je Zweck der Ver-
arbeitung.

(2) Auch eine Auskunft, daß Daten des Be-
troffenen in einem Zweck einer Verarbeitung
nicht vorhanden sind, unterliegt der Kosten-
ersatzpflicht je Zweck der Verarbeitung im Sinne
dieser Verordnung.

(3) Die im Abs. 1 angeführten Kostenersätze
sind nicht zu entrichten,

1. wenn der Antragsteller nachweist, daß sein
monatliches Einkommen die Richtsätze für
Ausgleichszulagen nach dem ASVG nicht
überschreitet, oder

2. wenn der Aufwand für die Auskunftsertei-
lung geringfügig ist.

(4) Dem Antragsteller ist der für die Aus-
kunftserteilung zu entrichtende Kostenersatz mit-
zuteilen. Von der Bearbeitung eines Auskunfts-
antrages ist abzusehen, wenn der mitgeteilte
Kostenersatz nicht entrichtet wurde.

(5) Die in § 11 DSG enthaltene Frist für die
Auskunftserteilung beginnt erst zu laufen, sobald
die Entrichtung des mitgeteilten Kostenersatzes
nachgewiesen wird.

§ 17. (1) Ein für eine Auskunft geleisteter
Kostenersatz ist zurückzuerstatten, wenn Daten
rechtswidrig ermittelt, verarbeitet oder übermit-
telt wurden oder wenn die Auskunft sonst zu
einer Richtigstellung geführt hat.

(2) Nicht als Richtigstellung ist es anzusehen,
wenn die zu ändernden Daten auf Angaben des
Betroffenen selbst beruhen.

(3) Ein Anlaß zu einer Richtigstellung ist nicht
gegeben, wenn eine Abweichung in der Art der
Darstellung der Daten durch den Stand der
Technik im automationsunterstützten Datenver-
kehr oder durch die zweckmäßige und wirt-
schaftliche Gestaltung eines Datenverarbeitungs-
verfahrens bedingt ist.

Richtigstellung und Löschung

§ 18. (1) Richtigstellungen und Löschungen
gemäß § 12 DSG hat die auftraggebende Stelle
unter Anwendung des für den Zweck der Ver-
arbeitung vorgesehenen Änderungsdienstes durch-
zuführen oder zu veranlassen.

(2) Rechtsverbindlich festgestellte Daten dürfen
nur auf Grund einer Entscheidung des für die
Feststellung zuständigen Organs richtiggestellt
oder gelöscht werden.

(3) Daten, die für Zwecke der Dokumentation
und der internen Kontrolle aufbewahrt werden,
dürfen nicht richtiggestellt und vor Ablauf der
Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden.

(4) Durch geeignete organisatorische Maßnah-
men ist sicherzustellen, daß im Falle eines Rück-
griffes auf die zu Sicherungszwecken sowie zu
Zwecken der Dokumentation und der internen
Kontrolle aufbewahrten Datenbestände allfällige
Richtigstellungen und Löschungen wirksam blei-
ben.

Angabe der Registernummer

§ 19. (1) Bei Übermittlungen und Mitteilungen
an den Betroffenen, die in schriftlicher Form
ergehen und verarbeitete Daten zum Inhalt
haben, ist die Registernummer auf jedem Schrift-
stück anzugeben. Dies gilt nicht für die vom
Datenverarbeitungsregister bekanntgegebene Be-
arbeitungsnummer.

(2) Bei Übermittlungen mittels maschinell les-
barer Datenträger ist die Registernummer auf
den Begleitpapieren anzugeben.

(3) Erfolgt eine Übermittlung oder eine Mit-
teilung an den Betroffenen im Namen mehrerer
Auftraggeber, so ist lediglich die Registernummer
eines der Auftraggeber mit dem Zusatz „ua."
anzugeben.

4. ABSCHNITT

Inkrafttreten

§ 20. Diese Verordnung tritt am 1. März 1981
in Kraft. Mit Wirksamkeit vom gleichen Zeit-
punkt wird die Verordnung des Bundesministers
für soziale Verwaltung vom 20. Dezember 1979,
BGBl. Nr. 582, aufgehoben.

Weißenberg

3 6 0 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 16. Juli 1980 zur Durchfüh-
rung des Datenschutzgesetzes im Wirkungsbe-
reich des Bundesministeriums für Verkehr,
ausgenommen die Post- und Telegraphenver-

waltung

Auf Grund des Datenschutzgesetzes (DSG),
BGBl. Nr. 565/1978, wird verordnet:

Geltungsbereich und Aufgabengebiete

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieser Verordnung
gelten für alle Auftraggeber (§ 3 Z 3 DSG)
und Verarbeiter (§ 3 Z 4 DSG) im Wirkungs-
bereich des Bundesministeriums für Verkehr, aus-
genommen die Post- und Telegraphenverwaltung.

(2) Auftraggeber im Sinne des Abs. 1 sind
nach Maßgabe ihrer sachlichen und örtlichen
Zuständigkeit:

1. das Bundesministerium für Verkehr für die
Personalverwaltung, für die Vollziehung des
Bezügegesetzes, soweit sie im Bundesmini-
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sterium für Verkehr erfolgt, sowie für die
Haushaltsführung;

2. das Bundesamt für Zivilluftfahrt für die
Haushaltsführung;

3. das Amt für Schiffahrt für die Haushalts-
führung;

4. die Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge für
die Haushaltsführung.

(3) Verarbeiter im Sinne des Abs. 1 sind die
im Abs. 2 genannten Auftraggeber, soweit sie
Tätigkeiten im Sinne des § 3 Z 6 DSG verrichten,
insbesondere die Eingabe und Abfrage von Daten
im Rahmen der Datenfernverarbeitung für sich
oder andere Auftraggeber.

§ 2. (1) Die im § 1 Abs. 2 genannten Auf-
gabengebiete bedeuten im Sinne dieser Ver-
ordnung:

1. Personalverwaltung: die Vollziehung des
Dienst- und Besoldungsrechtes des Bundes
für die aktiven Bundesbediensteten ein-
schließlich der Rechtsvorschriften über die
Ausbildung und die Planstellenbewirtschaf-
tung;

2. die Vollziehung des Bezügegesetzes, soweit
sie im Bundesministerium für Verkehr
erfolgt;

3. die Haushaltsführung einschließlich der
damit im Zusammenhang stehenden Neben-
und Hilfsverrechnungen sowie der Betriebs-
abrechnungen ;

4. die Aufgaben der im Bundesministerium für
Verkehr zu erstellenden Statistiken.

(2) Ein Aufgabengebiet unterliegt dieser Ver-
ordnung nur hinsichtlich jener Daten (§ 3
Z 1 DSG), die zumindest in einer Phase des
Verfahrensablaufes Gegenstand eines automa-
tionsunterstützten Vorganges sind.

(3) Wird ein Aufgabengebiet für mehrere
Auftraggeber mit Hilfe derselben technischen
Einrichtungen vollzogen, so ist sicherzustellen,
daß jeder Auftraggeber nur über die in seine
Zuständigkeit fallenden Daten verfügen kann.
Dasselbe gilt, wenn die Daten für verschiedene
Aufgabengebiete mit Hilfe derselben technischen
Einrichtungen verarbeitet werden.

Grundsätze für die Ermittlung und Verarbeitung

§ 3. Wird zur Ermittlung von Daten Amts-
hilfe in Anspruch genommen, so ist das Amts-
hilfeersuchen derart zu begründen, daß die er-
suchte Stelle die Zulässigkeit der Übermittlung
gemäß § 7 DSG beurteilen kann.

§ 4. (1) Den Daten eines Aufgabengebietes
ist nach Maßgabe der vorzunehmenden Ver-
arbeitungsschritte gleichartiger Schutz zu gewäh-
ren. Die Daten sind vor Entstellung, unbefugter

Löschung und Verlust sowie gegen unbefugte
Verwendung und Weitergabe zu schützen.

(2) Daten dürfen nur auf Grund von schrift-
lichen Aufträgen eingegeben werden.

(3) Die Vernichtung unbrauchbarer oder nicht
mehr benötigter Ausdrucke und sonstiger Daten-
träger ist vom Auftraggeber oder Verarbeiter
durch entsprechende personelle Maßnahmen zu
überwachen.

§ 5. (1) Der Auftraggeber hat, soweit ihm
dies mit vertretbarem Arbeitsaufwand möglich
ist, die Richtigkeit der Verarbeitungsergebnisse
durch Stichproben zu überprüfen.

(2) Wird ein Fehler festgestellt, so hat der Auf-
traggeber alles zu unternehmen, um das Schadens-
ausmaß gering zu halten, den Betroffenen unnö-
tige Mühe zu ersparen, die Fehlerbehebung
raschest einzuleiten und Folgefehler zu verhin-
dern. Der zuständige Verarbeiter ist unverzüg-
lich zu verständigen, wenn zu vermuten ist,
daß die Fehlerursache in seinem Tätigkeitsbe-
reich gelegen ist.

Grundsätze für die Benützung

§ 6. (1) Die Benützung der Daten darf nur
in der Art und in dem Umfang erfolgen, als
dies für den Auftraggeber zur Wahrnehmung
der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben eine
wesentliche Voraussetzung bildet.

(2) Beim Auftraggeber dürfen die Bedienste-
ten nur jene Daten benützen, die sie zur Erfül-
lung der ihnen in der Geschäftseinteilung und
Geschäftsordnung übertragenen Aufgaben be-
nötigen.

Grundsätze für die Übermittlung

§ 7. (1) Übermittlungen von Daten durch den
Auftraggeber, deren Zulässigkeit sich auf § 7
Abs. 1 Z 2 bis 5 oder Abs. 2 DSG gründet,
bedürfen eines schriftlichen Auftrages des nach
der Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung
zuständigen Organs. Im Auftrag ist anzugeben,
auf Grund welcher Bestimmungen des § 7 DSG
die Übermittlung zulässig ist. Gründet sich der
Auftrag auf § 7 Abs. 2 DSG, ist darzulegen,
durch welche gesetzlichen Bestimmungen dem
Empfänger jene Aufgaben übertragen sind, zu
deren Wahrnehmung die zu übermittelnden
Daten eine wesentliche Voraussetzung bilden.
Im Falle des § 7 Abs. 1 Z 3 DSG hat der für die
Auftragserteilung zuständige Bedienstete zu
prüfen, ob die zur Anonymisierung der Daten
getroffenen Maßnahmen ausreichen, daß der Be-
troffene nicht bestimmt werden kann.

(2) Zur Durchführung von Übermittlungen
kann sich der Auftraggeber eines Verarbeiters
bedienen.
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(3) Einem Ersuchen um Übermittlung von
Daten darf im Zweifelsfall nur entsprochen
werden, wenn die ersuchende Stelle an der Klä-
rung der für die Beurteilung der Zulässigkeit
der Übermittlung maßgeblichen Sach- und
Rechtslage mitwirkt. Um die Mitwirkung ist
erforderlichenfalls zu ersuchen.

(4) Werden die Daten für verschiedene Auf-
gabengebiete mit Hilfe derselben technischen
Einrichtungen verarbeitet, so ist sicherzustellen,
daß Verknüpfungen von Daten verschiedener
Aufgabengebiete nur in den im § 7 DSG genann-
ten Fällen erfolgen.

(5) Übermittlungen sind, soweit dies zur Aus-
kunftserteilung über die Empfänger der Daten
erforderlich ist, aktenkundig zu machen; dies
gilt nicht in den Fällen des § 8 Abs. 2 und 3.

Auskunftsverfahren

§ 8. (1) Eine Auskunft gemäß § 11 DSG darf
nur auf Grund eines Identitätsnachweises
erteilt werden; sie ist nur gegen Empfangsbe-
stätigung auszufolgen oder zu eigenen Handen
zuzustellen.

(2) Dem Betroffenen gegenüber sind, unbe-
schadet der ihm nach den maßgeblichen Ver-
fahrensvorschriften zustehenden Rechte, wegen
überwiegenden öffentlichen Interesses die Emp-
fänger übermittelter Daten geheimzuhalten,
sofern die Übermittlung für Zwecke eines ge-
richtlichen oder verwaltungsbehördlichen Straf-
verfahrens oder eines Disziplinarverfahrens
durchgeführt wurde. In anderen Rechtsvorschrif-
ten festgelegte Auskunftsbeschränkungen werden
hiedurch nicht berührt.

(3) Werden oder wurden Daten übermittelt,
so sind dem Betroffenen auf Verlangen die
Empfänger der übermittelten Daten bekanntzu-
geben. Würde die Feststellung der Empfänger
übermittelter Daten im Einzelfall unverhältnis-
mäßig hohe Kosten oder einen im Verhältnis
zu den Interessen der Betroffenen nicht zumut-
baren Arbeitsaufwand verursachen, insbesondere
bei im Rahmen eines automationsunterstützten
Verfahrens organisatorisch vorgesehenen Über-
mittlungen, so sind den Betroffenen die auf
Grund der Verfahrensorganisation oder der Sach-
und Rechtslage in Betracht kommenden Empfän-
ger mitzuteilen.

§ 9. (1) Für die Erteilung einer Auskunft im
Sinne des § 11 Abs. 1 des Datenschutzgesetzes
werden folgende pauschalierte Kostenersätze
festgelegt:

1. für jede Auskunft über den aktuellen Stand
der Daten des Antragstellers 100 S je Zweck
der Verarbeitung;

2. für jede darüber hinausgehende Auskunft
500 S je Zweck der Verarbeitung; in jenen

Fällen, in denen die Auskunftserteilung einen
besonders hohen technischen oder organisa-
torischen Aufwand erfordert, 1000 S je
Zweck der Verarbeitung.

(2) Die in Abs. 1 angeführten Kostenersätze
sind nicht zu entrichten:

1. wenn der Antragsteller nachweist, daß sein
monatliches Einkommen die Richtsätze der
Ausgleichszulagen nach dem ASVG nicht
überschreitet, oder

2. wenn der Aufwand für die Auskunftsertei-
lung geringfügig ist.

(3) Dem Antragsteller ist der für die Aus-
kunftserteilung zu entrichtende Kostenersatz
mitzuteilen.

(4) Von der Bearbeitung eines Auskunftsan-
trages ist abzusehen, wenn der gemäß Abs. 3
mitgeteilte Kostenersatz nicht entrichtet wurde.

(5) Die in § 11 DSG enthaltene Frist für die
Erteilung von Auskünften beginnt erst zu laufen,
sobald die Entrichtung des mitgeteilten Kosten-
ersatzes nachgewiesen wird.

§ 10. Die Bestimmungen der §§ 8 und 9 sind
auf die Fälle nicht anzuwenden, für die in Rechts-
vorschriften des Bundes besondere Auskunfts-
rechte außerhalb des Datenschutzgesetzes festge-
legt sind.

Richtigstellung und Löschung

§ 11. (1) Rechtsverbindlich festgestellte Daten
dürfen nur auf Grund einer Entscheidung des
für die Feststellung zuständigen Organs richtig-
gestellt oder gelöscht werden.

(2) Durch geeignete organisatorische Maßnah-
men ist sicherzustellen, daß im Falle eines Rück-
griffes auf die zu Sicherungszwecken aufbewahr-
ten Datenbestände allfällige Richtigstellungen
und Löschungen wirksam bleiben.

Angabe der Registernummer

§ 12. (1) Bei Übermittlungen im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betrof-
fenen, die in schriftlicher Form ergehen und ver-
arbeitete Daten zum Inhalt haben, ist die Regi-
sternummer auf jedem Schriftstück anzugeben.

(2) Bei Übermittlungen im Sinne des § 3
Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betroffenen
mittels maschinell lesbarer Datenträger, soweit
es sich nicht um maschinell lesbare Schriftstücke
handelt, ist die Registernummer auf den Begleit-
papieren anzugeben.

(3) Erfolgte eine Übermittlung im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG oder eine Mitteilung an den Be-
troffenen im Namen mehrerer Auftraggeber, so
ist lediglich die Registernummer eines der Auf-
traggeber mit dem Zusatz „ua." anzugeben.
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Inkrafttreten

§ 13. Diese Verordnung tritt sechs Monate
nach ihrer Erlassung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Verordnung des Bundesministers für Verkehr
vom 21. Dezember 1979, BGBl. Nr. 584, für den
im § 1 genannten Bereich außer Kraft.

Lausecker

3 6 1 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom
22. Juli 1980 zur Durchführung des Daten-
schutzgesetzes im Wirkungsbereich des Bun-
desministeriums für Wissenschaft und For-

schung

Auf Grund des § 9 Abs. 1 des Datenschutz-
gesetzes (DSG), BGBl. Nr. 565/1978, wird nach
Anhörung der Datenschutzkommission verord-
net:

Geltungsbereich und Aufgabengebiete

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieser Verordnung
gelten für alle Auftraggeber (§ 3 Z 3 DSG) und
Verarbeiter (§ 3 Z 4 DSG) im Wirkungsbereich
des Bundesministeriums für Wissenschaft und
Forschung.

(2) Auftraggeber im Sinne des Abs. 1 sind
nach Maßgabe ihrer sachlichen und örtlichen
Zuständigkeit:

1. das Bundesministerium für Wissenschaft und
Forschung für die Personalverwaltung, für
die Vollziehung des Universitäts-Organisa-
tionsgesetzes, BGBl. Nr. 258/1975, in der
Fassung der Novelle BGBl. Nr. 443/1978,
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,
BGBl. Nr. 177/1976, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 458/1972 und 561/
1978, des Bundesministeriengesetzes, BGBl.
Nr. 389/1973, sowie für die Haushaltsfüh-
rung;

2. die Studienbeihilfenbehörde für die Voll-
ziehung des Bundesgesetzes über die Ge-
währung von Studienbeihilfen und Begabten-
stipendien (Studienförderungsgesetz), BGBl.
Nr. 421/1969, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 330/1971, 286/1972, .335/
1975, 228/1977, 425/1979;

3. die nachgeordneten Dienststellen für die
Haushaltsführung, soweit es sich um an-
weisende Stellen im Sinne der Haushalts-
vorschriften handelt.

(3) Im Bundesministerium für Wissenschaft
und Forschung ist die Funktion des Auftrag-
gebers vom Leiter der nach der Geschäftsein-
teilung sachlich zuständigen Organisationsein-
heit wahrzunehmen.

(4) Verarbeiter im Sinne des Abs. 1 sind die
in Abs. 2 genannten Auftraggeber, soweit sie
Tätigkeiten im Sinne des § 3 Z 6 DSG ver-
richten, insbesondere die Eingabe und Abfrage
von Daten im Rahmen der Datenfernverarbei-
tung für sich oder andere Auftraggeber.

§ 2. (1) Die im § 1 Abs. 2 genannten Auf-
gabengebiete bedeuten im Sinne dieser Verord-
nung:

1. Personalverwaltung: die Vollziehung des
Dienst- und Besoldungsrechtes des Bundes,
soweit sie in die Zuständigkeit des Bundes-
ministers für Wissenschaft und Forschung
fällt;

2. die Vollziehung des Universitäts-Organisa-
tionsgesetzes;

3. die Vollziehung des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes;

4. die Vollziehung des Bundesministerien-
gesetzes;

5. die Haushaltsführung einschließlich der da-
mit im Zusammenhang stehenden Neben-
und Hilfsverrechnungen.

(2) Ein Aufgabengebiet unterliegt dieser Ver-
ordnung nur hinsichtlich jener Daten (§ 3 Z 1
DSG), die. zumindest in einer Phase des Ver-
fahrensablaufes Gegenstand eines automations-
unterstützten Vorganges sind.

(3) Wird ein Aufgabengebiet für mehrere
Auftraggeber mit Hilfe derselben technischen
Einrichtungen vollzogen, so ist sicherzustellen,
daß jeder Auftraggeber nur über die in seine
Zuständigkeit fallenden Daten verfügen kann.
Dasselbe gilt, wenn ,die Daten für verschiedene
Aufgabengebiete mit Hilfe derselben technischen
Einrichtungen verarbeitet werden.

Grundsätze für die Ermittlung und Verarbeitung

§ 3. Werden verarbeitete Daten im Wege der
Amtshilfe in Anspruch genommen, so ist das
Amtshilfeersuchen derart zu begründen, daß die
ersuchte Stelle die Zulässigkeit der Übermittlung
gemäß § 7 DSG beurteilen kann.

§ 4. (1) Den Daten eines Aufgabengebietes ist
bei jedem Verarbeiter nach Maßgabe der von
ihm vorzunehmenden Verarbeitungsschritte
gleichartiger Schutz zu gewähren. Die Daten
sind vor Entstellung, Zerstörung und Verlust
sowie gegen unbefugte Verwendung und Weiter-
gabe zu schützen.

(2) Daten dürfen nur auf Grund von schrift-
lichen Aufträgen eingegeben werden.

(3) Die Vernichtung unbrauchbarer oder nicht
mehr benötigter Ausdrucke und sonstiger Daten-
träger ist vom Auftraggeber oder Verarbeiter
durch entsprechende personelle oder vertragliche
Maßnahmen zu überwachen.
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§ 5. (1) Der Auftraggeber hat, soweit ihm dies
mit vertretbarem Arbeitsaufwand möglich ist,
die Richtigkeit der Verarbeitungsergebnisse durch
Stichproben zu überprüfen.

(2) Wird ein Fehler festgestellt, so hat der
Auftraggeber alles zu unternehmen, um das
Schadensausmaß gering zu halten, den Betroffenen
unnötige Mühe zu ersparen, die Fehlerbehebung
raschest einzuleiten und Folgefehler zu verhin-
dern. Der zuständige Verarbeiter ist unverzüg-
lich zu verständigen, wenn zu vermuten ist,
daß die Fehlerursache in seinem Tätigkeitsbereich
gelegen ist.

Grundsätze für die Benützung

§ 6. (1) Die Benützung der Daten darf nur in
der Art und in dem Umfang erfolgen, als dies
für den Auftraggeber zur Wahrnehmung der ihm
gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesent-
liche Voraussetzung bildet.

(2) Beim Auftraggeber dürfen die Bediensteten
nur jene Daten benützen, die sie zur Erfüllung
der ihnen in der Geschäftseinteilung übertrage-
nen Aufgaben benötigen.

Grundsätze für die Übermittlung

§ 7. (1) Übermittlungen von Daten, deren Zu-
lässigkeit sich auf § 7 Abs. 1 Z 2 bis 5 oder
Abs. 2 DSG gründet, bedürfen eines schriftlichen
Auftrages des Auftraggebers. Der Auftrag kann
als Einzel- oder Dauerauftrag erteilt werden.
Im Auftrag ist anzugeben, auf Grund welcher
Bestimmungen des § 7 DSG die Übermittlung
zulässig ist. Gründet sich der Antrag auf § 7
Abs. 2 DSG, ist darzulegen, durch welche gesetz-
lichen Bestimmungen dem Empfänger jene Auf-
gaben übertragen sind, zu deren Wahrnehmung
die zu übermittelnden Daten eine wesentliche
Voraussetzung bilden. Im Falle des § 7
Abs. 1 Z 3 DSG hat der für die Auftragsertei-
lung zuständige Bedienstete zu prüfen, ob die
zur Anonymisierung der Daten getroffenen Maß-
nahmen ausreichen, daß der Betroffene nicht
bestimmt werden kann.

(2) Zur Durchführung von Übermittlungen
kann sich der Auftraggeber eines Verarbeiters
bedienen.

(3) Einem Ersuchen um Übermittlung von
Daten darf im Zweifelsfall nur entsprochen wer-
den, wenn die ersuchende Stelle an der Klärung
der für die Beurteilung der Zulässigkeit der
Übermittlung maßgeblichen Sach- und Rechts-
lage mitwirkt. Um die Mitwirkung ist erfor-
derlichenfalls zu ersuchen.

(4) Werden die Daten für' verschiedene Auf-
gabengebiete mit Hilfe derselben technischen Ein-
richtungen verarbeitet, so ist sicherzustellen, daß
Verknüpfungen von Daten verschiedener Auf-

gabengebiete nur in den im § 7 DSG genannten
Fällen erfolgen.

(5) Übermittlungen sind, soweit dies zur Aus-
kunftserteilung über die Empfänger der Daten
erforderlich ist, aktenkundig zu machen; dies
gilt nicht in den Fällen des § 8 Abs. 2 und 3.

Auskunftsverfahren

§ 8. (1) Eine Auskunft gemäß § 11 DSG
darf nur auf Grund eines Identitätsnachweises
erteilt werden; sie ist nur gegen Empfangsbestä-
tigung auszufolgen oder zu eigenen Handen zu-
zustellen.

(2) Dem Betroffenen gegenüber sind, unbe-
schadet der ihm nach den maßgeblichen Ver-
fahrensvorschriften zustehenden Rechte, wegen
überwiegenden öffentlichen Interesses . die Emp-
fänger übermittelter Daten geheimzuhalten, so-
fern die Übermittlung für Zwecke eines gericht-
lichen oder verwaltungsbehördlichen Strafver-
fahrens oder eines Disziplinarverfahrens durch-
geführt wurde. In anderen Rechtsvorschriften
festgelegte Auskunftsbeschränkungen werden hie-
durch nicht berührt.

(3) Werden oder wurden Daten übermittelt, so
sind dem Betroffenen auf Verlangen die Empfän-
ger der übermittelten Daten bekanntzugeben.
Handelt es sich um Übermittlungen, die im Rah-
men eines automationsunterstützten Verfahrens
organisatorisch vorgesehen sind, oder verursacht
die Feststellung der Empfänger übermittelter
Daten im Einzelfall unverhältnismäßig hohe
Kosten oder einen nicht zumutbaren Arbeits-
aufwand, so sind dem Betroffenen die auf Grund
der Verfahrensorganisation bzw. der Sach- und
Rechtslage für solche Übermittlungen in Betracht
kommenden Empfänger mitzuteilen.

§ 9. (1) Für die Erteilung einer Auskunft im
Sinne des § 11 Abs. 1 DSG werden folgende
pauschalierte Kostenersätze festgelegt:

1. für jede Auskunft über den aktuellen Stand
der Daten des Antragstellers 100 S je Zweck
der Verarbeitung;

2. für jede darüber hinausgehende Auskunft
500 S je Zweck der Verarbeitung; in jenen
Fällen, in denen die Auskunftserteilung einen
besonders hohen technischen oder organi-
satorischen Aufwand erfordert, 1000 S je
Zweck der Verarbeitung.

(2) Die in Abs. 1 angeführten Kostenersätze
sind nicht zu entrichten:

1. wenn der Antragsteller nachweist, daß sein
monatliches Einkommen die Richtsätze der
Ausgleichszulagen nach dem ASVG nicht
überschreitet oder

2. wenn der Aufwand für die Auskunftsertei-
lung geringfügig ist.
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(3) Dem Antragsteller ist der für die Aus-
kunftserteilung zu entrichtende Kostenersatz mit-
zuteilen.

(4) Von der Bearbeitung eines Auskunftsan-
trages ist abzusehen, wenn der gemäß Abs. 3
mitgeteilte Kostenersatz nicht entrichtet wurde.

(5) Die in § 11 DSG enthaltene Frist für die
Erteilung von Auskünften beginnt erst zu lau-
fen, sobald die Entrichtung des mitgeteilten
Kostenersatzes nachgewiesen wird.

§ 10. Die Bestimmungen der §§ 8 und 9 sind
auf die Fälle nicht anzuwenden, für die in Rechts-
vorschriften des Bundes besondere Auskunfts-
rechte außerhalb des Datenschutzgesetzes festge-
legt sind.

Richtigstellung und Löschung

§ 11. (1) Rechtsverbindlich festgestellte Daten
dürfen nur auf Grund einer Entscheidung des für
die Feststellung zuständigen Organs richtigge-
stellt oder gelöscht werden.

(2) Daten, die für Zwecke der Dokumentation
und der internen Kontrolle aufbewahrt werden,
dürfen nicht richtiggestellt und vor Ablauf der
Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden.

(3) Durch geeignete organisatorische Maß-
nahmen ist sicherzustellen, daß im Falle eines

Rückgriffes auf die zu Sicherungszwecken aufbe-
wahrten Datenbestände allfällige Richtigstellun-
gen und Löschungen wirksam bleiben.

Angabe der Registernummer

§ 12. (1) Bei Übermittlungen im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betroffe-
nen, die in schriftlicher Form ergehen und ver-
arbeitete Daten zum Inhalt haben, ist die Regi-
sternummer auf jedem Schriftstück anzugeben.

(2) Bei Übermittlungen im Sinne des § 3
Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betroffenen
mittels maschinell lesbarer Datenträger, soweit es
sich nicht um maschinell lesbare Schriftstücke
handelt, ist die Registernummer auf den Begleit-
papieren anzugeben.

(3) Erfolgte eine Übermittlung im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG oder eine Mitteilung an den Be-
troffenen im Namen mehrerer Auftraggeber,
so ist lediglich die Registernummer eines der
Auftraggeber mit dem Zusatz „ua." anzugeben.

Inkrafttreten

§ 13. § 9 dieser Verordnung tritt am Tage
nach der Kundmachung in Kraft. Die übrigen
Bestimmungen treten sechs Monate nach der
Kundmachung in Kraft.

Firnberg
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